
in ihrer Weise ganz konkret der sozialistischen Umge- 
* staltung dienen soll, wird die Frage, ob staatlicher 

Strafzwang und in welchem Maße, allein durch die kon­
krete gesellschaftliche Notwendigkeit entschieden.

Die Differenzierung in der Strafpolitik und Strafpraxis
Bekanntlich ist das dialektische Wechselverhältnis 

Zwang — Überzeugung in gapz besonderem Maße den 
konkreten gesellschaftlichen Bedingungen unterworfen; 
es ist von ihrer zeitlichen und örtlichen Veränderung 
abhängig. Eine Verletzung der richtigen Proportionen 
nach der einen wie nach der anderen Seite 
macht sich sofort als opportunistischer Liberalismus 
oder als sektiererische Überspitzung schädigend und 
störend bemerkbar: sei es, daß zu kriminellen An­
schlägen ermuntert wird, sei es, daß die Beziehungen 
des Staates zur Bevölkerung oder einem bestimmten 
Teil der Bevölkerung gestört werden. Das gilt in ganz 
besonderem Maße für die politisch diffizilen Bedin­
gungen, unter denen wir den Übergang zum Sozialis­
mus in der DDR vollziehen.

Deshalb ist eine sehr differenzierte, die Besonder­
heiten jedes einzelnen Falls berücksichtigende Straf­
politik und -praxis erforderlich. Deshalb wurde das 
Differenzierungsgebot als grundlegende Orientierung 
für unsere Strafjustiz im Beschluß des V. Parteitages 
verpflichtend niedergelegt. An die Adresse des Gesetz­
gebers gerichtet, bedeutet das, den Justizorganen ge­
setzlich alle Möglichkeiten zu bieten, damit sie in der 
Strafpraxis ein Maximum an Differenzierung erreichen 
können.

Es ist dies ein spezifisches Problem des demokrati­
schen Zentralismus. Denn diese historisch notwendig 
gewordene breite Differenzierungsmöglichkeit darf sich 
nicht zu einer führungslosen Anarchie und Spontanität 
auswachsen. Bei einem Maximum an Differenzierungs­
möglichkeit muß die Einheitlichkeit der sozialistischen 
Strafpolitik im grundsätzlichen gewährleistet werden.

Aus diesem Grunde muß ausgegangen werden:
1. von dem Grundsatz der Unvermeidbarkeit der

Strafe (in seiner materiellen Konkretisierung — vgl. 
§ 8 StEG), *

2. von dem Grundsatz, daß für jede Straftat feste, 
ihrer generellen Gesellschaftsgefährlichkeit entspre­
chende Strafrahmen13 zu schaffen sind, die erheblich 
innerhalb der überhaupt gesetzlich vorgesehenen Straf­
möglichkeit liegen; andernfalls würde die gesetzliche 
Strafdrohung (etwa eine solche, die Freiheitsstrafe 
schlechthin vorsähe) ihrer orientierenden und anleiten­
den Funktion verlustig gehen.

Die Strafrahmen für die einzelnen Delikte müssen 
hinreichende Differenzierungsmöglichkeiten enthalten. 
Sie verwirklichen damit den Hinweis Lenins, daß es 
„eine sehr vernünftige Regel“ ist, dem Richter „einen 
gewissen Spielraum“ zu lassen, wobei unter unseren 
gesellschaftlichen Verhältnissen — von Lenin damals 
als notwendiges Korrelat zu dem „gewissen Spiel­
raum“ gefordert — „die Teilnahme von Vertretern der 
Öffentlichkeit am Gerichtsverfahren sowie die Mit­
wirkung der öffentlichen Meinung bei der Erörterung 
eines Falles“14 immer mehr und immer besser gewähr­
leistet ist. Denn in der gerichtlichen Entscheidung muß 
sich das Prinzip des demokratischen Zentralismus in 
der Weise verwirklichen, daß das (örtliche) Gericht als 
„ö/tliche Macht... einerseits die einheitlichen ... Ge­
setze unbedingt zu beachten und andererseits bei der 
Bestimmung des Strafausmaßes alle örtlichen Verhält­
nisse zu berücksichtigen“ hat15. Das Wesen der ge­
richtlichen Strafzumessung besteht ja denn auch darin, 
Individualisierung der gesetzlich angedrohten Strafe zu 
sein16.

Dabei gestatten und fordern der allgemeine Entwick­
lungsstand unserer Ordnung, der Rüdegang der Krimi­
nalität und insbesondere die allgemeine Verringerung 
der Gesellschaftsgefährlichkeit der meisten Straftaten 
und die Verschiebung der Grenze der Gesellschafts-

13 vgl. Lehrbuch, a. a. O., S. 605.
14 Lenin, Werke, a. a. O., Bd. 4, S. 391.
15 Lenin, Ausgewählte Werke, Berlin 1952, Bd. 2, S. 960.
16 Ähnlich Lehrbuch, S. 601.

gefährlichkeit17 einen weitgehenden Verzicht auf ge­
setzliche Mindeststrafen dort, wo sie in einer früheren 
Periode in größerem Umfang notwendig waren18. Bei 
der Mehrzahl der Straftaten werden daher nunmehr 
(bei entsprechenden sachlichen Voraussetzungen) ge­
setzlich auch kürzere Freiheitsstrafen, Geldstrafen, 
öffentlicher Tadel sowie bedingte Verurteilung zulässig 
sein. Im Hinblick auf die Erweiterung unseres Strafen­
systems durch die neuen Strafarten werden unsere 
Gerichte gesetzlich ausreichende Differenzierungsmög­
lichkeiten haben, um allen Besonderheiten des Einzel­
falles und allen örtlichen gesellschaftlichen Bedingun­
gen voll Rechnung tragen zu können.

Die Notwendigkeit außerordentlicher Strafmilderung 
im Ausnahmefall

Wir werden uns damit jedoch nicht zufriedengeben 
können, denn auch bei Straftaten, für die wegen ihrer 
generellen Gefährlichkeit Mindeststrafen notwendig 
sind (Staatsverbrechen, vorsätzliche Tötungsdelikte, 
Raub usw.), kann es im Einzelfall richtig und aus­
reichend, u. U. notwendig sein, auf eine geringere 
Strafe zu erkennen oder womöglich — wie es heute 
schon § 9 StEG zuläßt — ganz von Strafe abzusehen. 
Das werden nicht nur die Fälle sein, in denen der Grad 
der Gesellschaftsgefährlichkeit einer v o r b e r e i t e ­
t e n  oder v e r s u c h t e n  Straftat oder einer B e i ­
h i l f e  oder in denen die Verantwortlichkeit des Täters 
wegen „verminderter Zurechnungsfähigkeit“ erheblich 
verringert ist19. Das sind vor allem auch die Fälle, in 
denen aus ähnlichen Gründen, wie denen der §§ 8 
und 9 StEG, die gesetzliche Mindeststrafe unvertretbar 
schwer und nicht notwendig ist.

Auch bei Spionage, Sammlung von Nachrichten oder 
staatsgefährdender Propaganda und Hetze oder an­
deren schweren Verbrechen sind Fälle oder besondere 
Umstände möglich, daß selbst die Mindeststrafe von 
drei Jahren bzw. einem Jahr Zuchthaus oder von drei 
Monaten Gefängnis nicht erforderlich ist, um die 
Zwecke der sozialistischen Strafe zu erreichen20. Eine 
über die objektive gesellschaftliche Notwendigkeit hin­
ausgehende Strafe wäre eine für unsere Ordnung, für 
die Durchsetzung des gesellschaftlichen Fortschritts 
schädliche und störende Überspitzung des Strafzwangs. 
Ursache der Überspitzung wäre die an diesem Punkt 
starr und formal gewordene gesetzliche Regelung der 
Mindeststrafe. Der sozialistische Gesetzgeber muß 
daher von vornherein solche gesetzlichen Möglichkeiten 
schaffen, die auch in diesen außergewöhnlichen Fällen 
der objektiven Notwendigkeit keine Schranken setzen, 
sondern ihre Durchsetzung ermöglichen21.

Deshalb erscheint eine besondere Bestimmung im 
Allgemeinen Teil des künftigen Strafgesetzbuchs er­
forderlich, die auch in anderen, bisher nicht vorgesehe­
nen Fällen eine außerordentliche Strafmilderung ge-

17 vgl. Benjamin, Gesellschaftliche Erziehung und Aufgaben 
der Justizorgane, Einheit 1959, Heft 4, S. 532, 534.

18 So enthalten z. B. die in einer Unterkommission er­
arbeiteten Vorschläge für Strafbestimmungen zum Schutz des 
sozialistischen Eigentums und der sozialistischen Wirtschaft 
keine Mindeststrafen. Auch in anderen Abschnitten des Be­
sonderen Teils werden Mindeststrafen nur sehr sparsam ver­
wandt. Sie werden aber für bestimmte Delikte, so für Staats­
verbrechen (vgl. §§ 13 ff. StEG), für vorsätzliche Tötung, 
schwere Körperverletzung, schwere Brandstiftung und einige 
andere nach wie vor Bedeutung haben.

19 Im künftigen StGB sollte eine Bestimmung enthalten 
sein, wonach die Strafe bis auf die Hälfte des vom verletzten 
Gesetz vorgesehenen Mindeststrafmaßes gemildert werden 
kann,
1. wenn die Zurechnungsfähigkeit des Täters infolge zeit­

weiliger oder dauernder Störung seiner Geistestätigkeit zur 
Zeit der Tat erheblich beeinträchtigt war;

2. wenn Umstände vorliegen, die den Grad der Gesellschafts­
gefährlichkeit einer vorbereiteten oder versuchten Straftat 
oder einer zur Straftat eines anderen geleisteten Beihilfe 
erheblich vermindern.

20 Zutreffend hat das Oberste Gericht in seiner Entscheidung 
vom 16. Januar 1959 in NJ 1959 S. 139 zwar strenge Maßstäbe 
bei der Anwendung des § 9 StEG bei Staatsverbrechen gefor­
dert, aber die Möglichkeit des Absehens von Strafe nicht 
schlechthin ausgeschlossen. Erst recht muß gegebenenfalls 
eine Milderung der Strafe in Betradit kommen.

21 vgl. I.eymann/PetzoId in Staat und Hecht, 1959, Heft 6, 
S. 695: Es müssen solche Rechtsnormen geschaffen werden, „die 
in sich die Perspektive der Weiterentwicklung aufnehmen“; 
ähnlich Romaschkin, Probleme der sowjetischen Gesetz­
gebung, Staat und Recht, 1959, Heft 6, S. 706 ff. (bes. S. 711/12).

562


